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Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr 

einer Verordnung zur Änderung gebührenrechtlicher Vorschriften im Eisenbahnbereich  

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), Branchenverband des Öffentlichen Personen- und 
Schienengüterverkehrs mit rund 670 Mitgliedsunternehmen und ihren rund 450.000 Beschäftigten, 
bedankt sich für die Möglichkeit, im Rahmen der Verbändeanhörung zur „Verordnung zur Änderung 

gebührenrechtlicher Vorschriften im Eisenbahnbereich“ Stellung nehmen zu können. 

Allgemeine Vorbemerkung 

Die Mitglieder des VDV, die sich sowohl aus Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU) als auch aus 
Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) zusammensetzen, sind seit Jahren mit signifikanten 
Kostenerhöhungen für Personal, Infrastruktur, Energie und Fahrzeugmaterial konfrontiert. Neben dem 
hohen Preisdruck, der auf dem öffentlichen Verkehr insgesamt massiv lastet, sei exemplarisch nur auf die 
Trassenpreisentwicklung, die auch infolge von Tarifabschlüssen sprungartig gestiegenen Lohnkosten und 
auf die Entwicklung der Energie- und Rohstoffpreise verwiesen. 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass jede – auch minimale -Erhöhung von Gebühren für 
Amtshandlungen geeignet ist, die wirtschaftliche Situation der Eisenbahnen – und damit vorwiegend 
mittelständiger Unternehmen – nachhaltig zu verschlechtern. Dies gilt insbesondere für (in diesem Fall 
nicht mehr gedeckelte) Gebühren des EBA, da diese nicht nur gelegentlich oder einmalig, sondern 
regelmäßig (im Falle von Anträgen auf Erteilung, Änderung oder Erneuerung einer 
Sicherheitsbescheinigung bzw. Sicherheitsgenehmigung beispielsweise im Turnus von fünf Jahren) 
anfallen. Gerade hier sind mittelständische Unternehmen von Gebühren, deren Obergrenzen nach den 
heutigen Gebührentatbeständen heute schon bis zu 100.000,- € betragen können, in gravierendem 
Umfang betroffen. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 a): 

Der geplante Entfall der Gebührenobergrenzen ist aus Sicht des VDV unter folgenden Gesichtspunkten 
äußerst problematisch: 

(1) Die amtliche Begründung des Referentenentwurfs geht nach „B. Besonderer Teil/ Zu Nummer 1/ 
Zu Buchstabe a“ davon aus, dass es sich bei den zu ändernden Gebührentatbeständen um 
Zeitgebühren nach § 11 Nr. 2 BGebG handelt. Zu Recht führt die amtliche Begründung aus, dass 
Ober- und Untergrenzen einer Zeitgebühr „aus Gründen der Bestimmbarkeit und 
Vorhersehbarkeit einer Gebührenbelastung für den Gebührenschuldner“ enthalten sind.  

Genau diese Planungssicherheit entfällt aber mit dem Wegfall einer Obergrenze. Angesichts der 
bereits heute schon hohen Obergrenzen von 75.000,- € bzw. 100.000,- € (in den Fällen der 
Ziffern 6.1, 6.2, 6.4 nach Anlage 2 EBABGebV) stellt der Wegfall dieser Gebührenobergrenze ein 
erhebliches finanzielles Risiko dar, das für Eisenbahnunternehmen die finanzielle 
Planungssicherheit in nicht mehr zu verantwortender Weise  einschränkt. In der Folge werden 
unsere Mitglieder mit einem unwägbaren Ausgabenrisiko in erheblicher Höhe konfrontiert, das 
weder kalkulierbar noch ökonomisch vertretbar ist. 
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(2) Der Wegfall der Obergrenzen lässt auf Behördenseite jeglichen Anreiz zu kostenbewusstem und 
effizientem Ressourceneinsatz entfallen. Neben dem unbestrittenen Kostendeckungsprinzip bei 
der Festsetzung von Verwaltungsgebühren darf auch das Prinzip einer wirtschaftlichen und 
effizienten („sparsamen“) Verwaltungsführung nicht außer Acht gelassen werden. Ausgehend von 
diversen Rückmeldungen unserer Mitglieder wiegt in diesem Zusammenhang umso schwerer, 
dass in der Wahrnehmung der Gebührenschuldner in Bezug auf die Arbeit des EBA gerade in 
Bezug auf Dauer und Ausführung der Amtshandlungen eher kritische Bewertungen festzustellen 
sind. Neben einer Erhöhung der Planungssicherheit für die Unternehmen vermeidet eine 
Gebührenobergrenze von vornherein den Vorwurf, dass die Behörde bei der Vornahme von 
Amtshandlungen deren Dauer nicht hinreichend im Blick gehabt habe. 

Eine nach oben nicht gedeckelte Gebührenlast führt tendenziell zu einem sich verstetigenden 
Gebührenanstieg, dem der Verordnungsgeber offenbar keine Maßnahmen zu 
Effizienzsteigerungen und Qualitätssicherung adäquat gegenübergestellt sieht. Die Vorgabe eines 
Gebührenrahmens nach oben und unten hat aus unternehmerischer Sicht neben der aufgezeigten 
ökonomischen Planbarkeit und Vorhersehbarkeit erheblicher Kosten im Übrigen auch 
befriedende Wirkung insofern, als Rechtsstreitigkeiten über die künftige Höhe von 
Kostenbescheiden eher die Ausnahme bleiben. Im Falle eines Entfalls der Gebührenbegrenzung 
nach oben mag sich dies angesichts der Rechtsmittelfreudigkeit unserer Unternehmen mitunter 
verschieben. 

(3) Schließlich weisen wir darauf hin, dass eine erneute Änderung der EBABGebV derzeit nur schwer 
zu vermitteln und nicht nachvollziehbar ist, da deren letzte Änderung mit gebührensteigernder 
Wirkung erst Ende 2023 und davor Mitte 2022 erfolgt ist.  

In der amtlichen Begründung zur Änderung der EBABVGebV im Jahr 2022 wurde die 
Gebührenbegrenzung wie folgt seitens des BMDV argumentativ unterlegt: „Die Unter- und 
Obergrenze dienen der Transparenz und geben den Rahmen vor, in welchem sich die Gebühr 
bewegen kann. Die Obergrenze deckelt die Einnahmemöglichkeiten des Eisenbahn-Bundesamtes 
und dient daher der Transparenz und dem Schutz der Antragsteller, für die die maximale 
Belastung vorhersehbar ist“. Diesen Gedanken sollte das BMDV nicht leichtfertig übersehen. 

Zusammenfassend sind wir der Ansicht, dass sich alleine aufgrund des beabsichtigten Entfalls 
„lediglich“ der Gebührenobergrenzen nach Art. 1 Nr. 1 a) durch eine Änderung der Besonderen 
Gebührenverordnung Eisenbahn-Bundesamt das Erbringen von Eisenbahnverkehrsdiensten 
verteuern und die Wettbewerbsfähigkeit des Verkehrsträgers Schiene weiter abnehmen wird. 
Betreiber von Fernbussen und Güterkraftverkehrsunternehmen werden mit vergleichbaren 
Gebühren nicht belastet. 

Daher zweifeln wir an, dass die geplante Verordnung den im öffentlichen Interesse liegenden Zielen 
der Regulierung (§ 3 ERegG) – insbesondere der Steigerung des Anteils des schienengebundenen 
Personen- und Güterverkehrs am gesamten Verkehrsaufkommen (§ 3 Nr. 1 ERegG) – zu dienen 
geeignet ist. Finanzielle Mittel, die für die Begleichung von Gebührenbescheiden aufgebracht werden 
müssen, fehlen zudem für Investitionen der EIU und EVU (§ 3 Nr. 3 ERegG). Bereits im Masterplan 
Schienenverkehr 2017/ 2020 wurde hervorgehoben: „Die Schiene muss gegenüber dem Straßen- und 
dem Luftverkehr konkurrenzfähiger werden. Diese intermodale Wettbewerbsfähigkeit ist 
insbesondere zur Erreichung der Klimaschutzziele wichtig“. Entsprechend sollten bei der 
Novellierung der Eisenbahngebührenverordnung „Mehrbelastungen für die Unternehmen im 
Zusammenhang mit Amtshandlungen der Eisenbahnverwaltung des Bundes möglichst vermieden 
werden.“ 

Die verkehrspolitische Zielstellung der Verlagerung des Modal Split zugunsten des Verkehrsträgers 
Schiene wird mit einem Entfall der Gebührenobergrenzen jedoch deutlich konterkariert.  
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Vielmehr sind wir der Auffassung, dass die diesbezüglichen Möglichkeiten des 
Bundesgebührengesetzes ausgeschöpft werden sollten: Das Bundesgebührengesetz räumt dem 
Verordnungsgeber ausdrücklich die Möglichkeit ein, aus Gründen des öffentlichen Interesses oder 
der Billigkeit anstelle der regulären Gebühren niedrigere Gebühren oder sogar eine 
Gebührenbefreiung vorzusehen (§ 9 Abs. 4 BGebG). Ausweislich der amtlichen Begründung zu § 9 
Abs. 4 BGebG (BT-Drs. 17/10422, Seite 105) ist dies unter anderem zur Verfolgung wirtschafts- und 
ordnungspolitischer Ziele wie beispielsweise der Vermeidung von Wettbewerbsnachteilen angezeigt. 
Für die Eisenbahnen stellt die geplante Änderungsverordnung jedoch eine weitere ungerechtfertigte 
Herausforderung bei der Bewältigung der klimapolitischen Herausforderungen im Zusammenhang 
mit der angestrebten Verkehrsverlagerung dar.  

Der Entfall der Gebührenobergrenzen ist derzeit weder verkehrs- noch wirtschaftspolitisch zu 
rechtfertigen, weswegen wir darum bitten, von den geplanten Änderungen vor dem Hintergrund 
unserer Ausführungen wenigstens nach Art. 1 Nr. 1 b) der ÄnderungsVO Abstand zu nehmen. 


